
Klage, eingereicht am 15. März 2012 — Smartbook/HABM 
(SMARTBOOK) 

(Rechtssache T-123/12) 

(2012/C 157/13) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte Parteien 

Klägerin: Smartbook AG (Offenburg, Deutschland) (Prozess
bevollmächtigte: Rechtsanwälte C. Milbradt und A. Schwarz) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des Har
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 15. Dezember 2011 (Beschwerdesache 
R 799/2011-2) aufzuheben; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens einschließlich der 
im Laufe des Beschwerdeverfahrens angefallenen Kosten auf
zuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „SMARTBOOK“(An
meldung Nr. 8 426 348) für Waren der Klassen 9, 16 und 28. 

Entscheidung des Prüfers: Zurückweisung der Anmeldung. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Beschwer
de. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. b und c der 
Verordnung Nr. 207/2009, da die angemeldete Marke unter
scheidungskräftig und für die verfahrensgegenständlichen Waren 
nicht beschreibend sei. 

Klage, eingereicht am 20. März 2012 — Interroll/HABM 
(Inspired by efficiency) 

(Rechtssache T-126/12) 

(2012/C 157/14) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte Parteien 

Klägerin: Interroll Holding AG (Sant’ Antonino, Schweiz) (Pro
zessbevollmächtigter: Rechtsanwalt R. Böhm) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der ersten Beschwerdekammer des 
Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster & Modelle) vom 12. Januar 2012 (Beschwerdesache 
R 1280/2011-1) aufzuheben; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „Inspired by efficien
cy“(Anmeldung Nr. 9 725 359) für Waren und Dienstleistungen 
der Klassen 6, 7, 9, 20, 35, 39 und 42. 

Entscheidung des Prüfers: Zurückweisung der Anmeldung. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der 
Beschwerde. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. b und c der 
Verordnung Nr. 207/2009, da die angemeldete Marke unter
scheidungskräftig und für die verfahrensgegenständlichen Waren 
und Dienstleistungen nicht beschreibend sei. 

Klage, eingereicht am 21. März 2012 — HTTS/Rat 

(Rechtssache T-128/12) 

(2012/C 157/15) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: HTTS Hanseatic Trade Trust & Shipping GmbH (Ham
burg, Deutschland) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte J. 
Kienzle und M. Schlingmann) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— den Beschluss 2012/35/GASP des Rates vom 23. Januar 
2012 zur Änderung des Beschlusses 2010/413/GASP über 
restriktive Maßnahmen gegen Iran ( 1 ) und die Durchfüh
rungsverordnung (EU) Nr. 54/2012 des Rates vom 23. Ja
nuar 2012 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
961/2010 über restriktive Maßnahmen gegen Iran ( 2 ) inso
weit für nichtig zu erklären, als sie die Klägerin betreffen; 

— den Rat zu verurteilen, die Kosten des Verfahrens, insbeson
dere die Aufwendungen der Klägerin, zu tragen.
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Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin fünf Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte der 
Klägerin 

— Die Klägerin trägt in diesem Zusammenhang vor, dass 
der Rat ihr Recht auf effektiven Rechtsschutz und ins
besondere das Begründungserfordernis verletzt habe, in
dem er für die erneute Aufnahme der Klägerin in die 
Listen der Personen, Organisationen und Einrichtungen, 
die gemäß den Art. 19 und 20 des Beschlusses 
2010/413/GASP ( 3 ) und gemäß Art. 16 der Verordnung 
(EU) Nr. 961/2010 ( 4 ) restriktiven Maßnahmen unterlie
gen, keine ausreichende Begründung geliefert habe. 

— Weiterhin habe der Rat es trotz entsprechender Auffor
derung durch die Klägerin unterlassen, seine Entschei
dung, die Klägerin erneut in die Sanktionslisten auf
zunehmen, zu überprüfen. 

— Zudem habe der Rat das Recht der Klägerin auf recht
liches Gehör verletzt, indem er der Klägerin nicht die 
Möglichkeit gegeben habe, vorab zu der erneuten Auf
nahme in die Sanktionslisten Stellung zu nehmen und 
dadurch eine Überprüfung durch den Rat zu veranlassen. 

2. Zweiter Klagegrund: Fehlende Rechtsgrundlage für die an
gegriffene Verordnung 

Nach Auffassung der Klägerin entbehrt die angegriffene 
Durchführungsverordnung bereits einer Rechtsgrundlage, 
da die Verordnung Nr. 961/2010 vom Gericht mit Urteil 
vom 7. Dezember 2011 in der Rechtssache T-562/10 für 
nichtig erklärt worden sei, soweit sie die Klägerin betrifft; 
trotz der Aufrechterhaltung der Wirkungen der Verordnung 
Nr. 961/2010 für den Zeitraum von zwei Monaten, könne 
diese Verordnung hinsichtlich der Klägerin keine wirksame 
Rechtsgrundlage für den Erlass einer Durchführungsverord
nung darstellen. 

3. Dritter Klagegrund: Verletzung von Artikel 266 AEUV 

Die Klägerin macht weiterhin geltend, dass der Rat keinerlei 
Maßnahmen getroffen habe, um das Urteil des Gerichts in 
der Rechtssache T-562/10 vom 7. Dezember 2011 um
zusetzen, sondern stattdessen entgegen dem Urteil des Ge
richts die Klägerin erneut in die Sanktionslisten aufgenom
men hat. 

4. Vierter Klagegrund: Fehlende Grundlage für die Aufnahme 
der Klägerin in die Sanktionslisten 

Die Klägerin macht zudem geltend, dass die vom Rat für die 
Aufnahme der Klägerin in die Sanktionslisten angegebenen 
Gründe weitgehend unzutreffend sind und die Aufnahme 
der Klägerin in die Sanktionslisten nicht rechtfertigen könn
ten. 

5. Fünfter Klagegrund: Verletzung des Grundrechts der Klägerin 
auf Achtung des Eigentums 

Die erneute Aufnahme der Klägerin in die Sanktionslisten 
stelle einen nicht gerechtfertigten Eingriff in ihr Grundrecht 
auf Eigentum dar, weil die Klägerin aufgrund der unzurei
chenden Begründung durch den Rat nicht nachvollziehen 
könne, aus welchen Gründen sie in die Sanktionslisten auf
genommen worden ist. Die erneute Aufnahme der Klägerin 
in die Sanktionslisten basiere zudem auf einer offensicht
lichen Fehleinschätzung ihrer Situation und ihrer Tätigkeiten 
durch den Rat und sei darüber hinaus unverhältnismäßig. 

( 1 ) Beschluss 2012/35/GASP des Rates vom 23. Januar 2012 zur Än
derung des Beschlusses 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen 
gegen Iran (ABl. L 19, S. 22). 

( 2 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 54/2012 des Rates vom 23. 
Januar 2012 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 961/2010 
über restriktive Maßnahmen gegen Iran (ABl. L 19, S. 1). 

( 3 ) 2010/413/GASP: Beschluss des Rates vom 26. Juli 2010 über res
triktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung des Gemein
samen Standpunkts 2007/140/GASP (ABl. L 195, S. 39). 

( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 961/2010 des Rates vom 25. Oktober 2010 
über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 423/2007 (ABl. L 281, S. 1). 

Klage, eingereicht am 27. März 2012 — Investigación y 
Desarrollo en Soluciones y Servicios IT/Kommission 

(Rechtssache T-134/12) 

(2012/C 157/16) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Investigación y Desarrollo en Soluciones y Servicios IT, 
SA (Alicante, Spanien) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
M. Jiménez Perona) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— den Beschluss Ref. Ares (2012)39854 der Europäischen 
Kommission vom 19. Januar 2012 über die Einziehung 
der mit der Finanzprüfung 09-INFS-001/041 in Zusammen
hang stehenden Belastungsanzeigen für nichtig zu erklären; 

— die Kommission zum Ersatz der Schäden zu verurteilen, die 
der Klägerin aufgrund des streitgegenständlichen rechtswid
rigen Verhaltens der Kommission entstanden sind und die 
auf 732 788 Euro zu beziffern sind.
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